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Schriftliche Frage an die Bundesregierung im Monat Januar 2019 
Frage Nr. 49 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 

seitens der Bundesregierung beantworte ich die Frage wie folgt: 

Frage:  
Für wie lange gilt der von der Bundesregierung angekündigte Lieferstopp von 
Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien (vgl. Ausschussdrucksache 19(9)234 des 
Ausschusses für Wirtschaft und Energie des Deutschen Bundestages), und 
wie viele genehmigte Lieferungen wurden seit Oktober 2018 gestoppt oder zu-
rückgehalten (bitte Lieferungen und Genehmigungswert einzeln aufführen)? 

Antwort:  
Die Bundesregierung erteilt derzeit keine neuen Genehmigungen für die Ausfuhr von 

Rüstungsgütern nach Saudi-Arabien. Darüber hinaus wirkt die Bundesregierung auf 

die Inhaber von gültigen Einzelgenehmigungen ein mit dem Ergebnis, dass aktuell 

grundsätzlich keine Ausfuhren von Rüstungsgütern von Deutschland nach 

Saudi-Arabien stattfinden. 

Die Bundesregierung beobachtet und bewertet fortlaufend die Lage mit Blick auf 

Saudi-Arabien und die Region. Dabei wird sie sich mit ihren internationalen, vor allem 

ihren europäischen Partnern, eng abstimmen. Die Bundesregierung strebt dabei eine 

gemeinsame europäische Linie an. 

Die entsprechenden Bewertungs-, Abstimmung- und Entscheidungsprozesse der 

Rüstungsexportkontrolle unterfallen dem Kernbereich exekutiver Eigenverantwor- 
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lungen des Bundesverfassungsgerichts in seinem Urteil vom 21. Oktober 2014 

(BVerfGE 137, 185) für diesen Bereich des Regierungshandelns auf die Unterrich-

tung des Parlaments über abschließende positive Genehmigungsentscheidungen 

sowie die Eckdaten von genehmigten Ausfuhrvorhaben, d.h. Art und Anzahl der 

Rüstungsgüter, das Empfängerland und das Gesamtvolumen. Die Bundesregierung 

folgt den Vorgaben des Urteils und sieht von weitergehenden Auskünften ab. Dies 

schließt Auskünfte zu laufenden Entscheidungsprozessen und möglichen 

zukünftigen Entscheidungen, sowie zu abgelehnten Genehmigungsanträgen oder 

möglichen Suspendierungen von erteilten Genehmigungen ein. Da Maßnahmen zur 

Unterbindung von Ausfuhrvorhaben erhebliche Auswirkungen auf die Geschäftstätig-

keit und die vertraglichen Beziehungen der betroffenen Unternehmen haben, kommt 

dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen hierbei eine besondere 

Stellung zu. 


